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Strafrechtlicher Schutz eines Obhutsentzuges
Sachverhalt

Die 15-jährige C. musste im geschlossenen Heim platziert werden, die VB hat der Mutter das Obhutsrecht entzogen. Die Tochter ist auf Kurve und die Mutter hat immer wieder davon geredet, sie zu den Grosseltern nach Portugal zu schicken. Wir befürchten, dass sie ihre Pläne ausführen könnte, falls die Tochter bei ihr auftaucht. Was hat die VB für Möglichkeiten, falls das passiert? Gilt das als Entführung?

Erwägungen

1. Die Vormundschaftsbehörde hat der Mutter (offenbar als alleiniger Inhaberin) die Obhut gestützt auf Art. 310 ZGB entzogen und, wenn dies korrekt verfügt worden ist,  gestützt auf Art. 314a ZGB das Kind in einem Heim platziert.  Damit ist die Obhut von den Eltern auf die Vormundschaftsbehörde übertragen wurde (BGE 128 III 9; M. Stettler, Garde de fait et droit de garde, ZVW 2002 S. 236 ff.).

2. Abgesehen davon, dass rein faktisch eine Mutter eine sich an ein recht verselbständigtes Leben gewöhnte 15-jährige Tochter kaum ohne Einsatz von physischer Gewalt mit Erfolg nach Portugal wird schicken können, hat sie nach dem Obhutsentzug nicht mehr das Recht, über den Aufenthalt zu bestimmen, sondern diese Zuständigkeit liegt allein bei der Vormundschaftsbehörde.

3. Wer eine unmündige Person dem Inhaber der elterlichen oder der vormundschaftlichen Gewalt entzieht oder sich weigert, sie ihm zurückzugeben, wird, auf Antrag, mit Gefängnis oder mit Busse bestraft (Art. 22 0 StGB). Unter diesem Schutz steht auch das nach einem Obhutsentzug auf die Vormundschaftsbehörde übergegangene Obhutsrecht (C. Hegnauer, Grundriss des Kindesrecht, § 27.43; S. Hüppi,  Straf- und zivilrechtliche Aspekte der Kindesentziehung nach Art. 220 StGB, Diss. Zürich 1988, S. 124 ff.).

4. Im konkreten Fall wird es sich empfehlen, der Mutter die Sachlage zu erklären und sie vor irgendwelchen Schritten – allenfalls unter Beihilfe von unbefugten Dritten – abzuhalten. Andererseits wird mit der Tochter sicher auch zu klären sein, ob dies eine für sie günstige Alternative wäre, weil sie sich ja auch mit der behördlich verordneten Obhut nicht abfinden kann.

Mit freundlichen Grüssen

Kurt Affolter

lic. iur., Fürsprecher und Notar

Ligerz, 14.7.2006
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